
 

Kleine Anfrage 

des Abg. Lotz (SPD) vom 01.02.2012 

betreffend Gutachten des Main-Kinzig-Kreises zum Fluglärm 

und  

Antwort  

des Ministers für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung 
 

 

 
Vorbemerkung des Fragestellers: 

Das von dem Main-Kinzig-Kreis in Auftrag gegebene Gutachten "Untersuchung 
und Bewertung von lärmmindernden Anflugverfahren für die Landerichtung 25 in 
Frankfurt" kommt zu dem Ergebnis, dass eine deutliche Verringerung des Flug-
lärms im Main-Kinzig-Kreis kurz- bis mittelfristig machbar ist. In drei Schritten 
könne die Region vom vermeidbaren Fluglärm befreit werden: Beginnend mit ei-
ner Anhebung der Flughöhe um 300 Meter als Sofortmaßnahme, über eine Staffe-
lung der Flugzeuge in einer Höhe von 2400 Metern mit anschließendem Sinkflug 
innerhalb von 18 Monaten, bis hin zum sogenannten Point Merge-Verfahren. Soll-
te das Luftfahrtbundesamt diese Maßnahmen nicht umsetzen, plant der Main-
Kinzig-Kreis den Rechtsweg einzuschlagen. 

 
Vorbemerkung des Ministers für Wirtschaft, Verkehr und Landesent-
wicklung: 
Die Frage des Schutzes der Bevölkerung vor vermeidbarem Fluglärm hat für 
die Hessische Landesregierung einen sehr hohen Stellenwert. Ich darf in 
diesem Zusammenhang auf die Vereinbarungen und Maßnahmen verweisen, 
die zur Erreichung dieses Ziels auf dem Fluglärmgipfel der Landesregierung 
am 29.02.2012 vorgestellt wurden und ihren Niederschlag im auch dem 
Fragesteller bekannten Dokument Gemeinsam für die Region - Allianz für 
Lärmschutz 2012 gefunden haben. 
 
Die Vorbemerkungen vorangestellt, beantworte die o.a. Kleine Anfrage wie 
folgt: 
 
Frage 1. Wie bewertet die Landesregierung das Gutachten des Main-Kinzig-Kreises "Unter-

suchung und Bewertung von lärmmindernden Anflugverfahren für die Landerich-
tung 25 in Frankfurt"? 

 

Der Landesregierung ist das Gutachten nicht zugegangen und ihr daher auch 
nicht bekannt. Es liegt ihr lediglich eine Präsentation vor, die die Ergebnisse 
zusammenfassend darstellt. Die Landesregierung begrüßt grundsätzlich je-
den konstruktiven Vorschlag zur Lärmvermeidung bzw. -reduzierung. 
 
Frage 2. Ist die Landesregierung der Auffassung, dass derartige lärmmindernde Anflugver-

fahren auch auf alle anderen Landerichtungen angewandt werden können? 
 

Soweit dies durch die Landesregierung beurteilt werden kann (das Design 
der Routenführung obliegt der DFS - Deutsche Flugsicherung GmbH), ist 
die Frage der Betriebsrichtung (07/25) für den Einsatz der vorgestellten 
Verfahren nicht entscheidend. Insofern geht die Landesregierung davon aus, 
dass von einem kontinuierlichen Sinkflug und einer Anhebung der Flug-
höhen (z.B. im Bereich des Gegenanfluges oder der Eindrehbereiche auf den 
Endanflug) auch Gebiete westlich des Flughafens profitieren können. 
 
Frage 3. Wie steht die Landesregierung zu der Aussage des Gutachters, dass die Anhebung 

der Flughöhe um 300 Meter sofort umgesetzt werden kann und wird sie diese For-
derung voll umfänglich unterstützen? 

 

Die Landesregierung unterstützt selbstverständlich jegliche lärmmindernde 
Maßnahme, sofern diese von den zuständigen Stellen (u.a. DFS, Fluglärm-
kommission) bewertet und als sicher eingestuft und mit den vom  
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Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) fest-
gelegten Kapazitätsvorgaben (Koordinierungseckwerte) in Übereinstimmung 
gebracht werden kann.  
 
Eine Maßnahme der am 29. Februar 2012 vorgestellten Allianz für Lärm-
schutz 2012 im Rahmen des Fluglärmgipfels der Hessischen Landesregie-
rung ist die Verwendung des konstanten Sinkflugs (CDO), wann immer 
dieser betrieblich möglich ist. Insofern wird es zu diesen Zeiten zu einer 
Anhebung der Überflughöhen auch im Main-Kinzig-Kreis kommen. 
 
Die Anhebung der durchschnittlichen Gegenanflughöhen um (weitere) 1.000 ft 
(ca. 300 m) ist ebenso fester Bestandteil des Maßnahmenpakets.  
 
Die Landesregierung ist sehr zuversichtlich, dass diese Maßnahme mit gro-
ßem Lärmverringerungspotenzial bereits im zweiten Halbjahr 2012 umge-
setzt werden kann. 
 
Frage 4. Plant die Landesregierung die Ergebnisse des Gutachtens des Main-Kinzig-Kreises 

in ihre eigenen Planungen aufzunehmen. Wenn ja: Wann und in welcher Form 
plant die Landesregierung sich für die vom Gutachter aufgezeigten lärmmindern-
den Anflugverfahren zu engagieren? 

 

Die Landesregierung nimmt keine eigenen Planungen hinsichtlich von Flug-
routen und -höhen vor. Dies ist Aufgabe der DFS im Rahmen des Design-
prozesses. Nach Einbeziehung der Fluglärmkommission und des Umwelt-
bundesamtes legt das Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung (BAF) die An-
/Abflugrouten endgültig per Rechtsverordnung fest.  
 
Der Einsatz der Landesregierung für lärmmindernde Anflugverfahren zeigt 
sich jedoch u. a. durch deren aktive Teilnahme an Expertengremien, die sich 
mit Fragen des aktiven Schallschutzes befassen (Expertengremium Aktiver 
Schallschutz, Task Force Flugwegoptimierung).  
 
Auf diesem Wege sind bereits beachtliche Erfolge erzielt worden. Beispiel-
gebend sollen hier nur das Erste Maßnahmenpaket für den Aktiven Schall-
schutz des Forum Flughafen und Region (FFR) und die in der Vorbemer-
kung bereits genannte Allianz für Lärmschutz 2012 aufgeführt werden, in der 
der Kontinuierliche Sinkflug und Point Merge als lärmmindernde Anflugver-
fahren feste Bestandteile sind.  
 
Die Landesregierung wird diesen Weg konsequent fortführen. Die Federfüh-
rung für die daraus erwachsene Arbeitsgruppe Aktiver Schallschutz hatte das 
Hessische Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung 
übernommen. 
 
Frage 5. Wird die Landesregierung bei Nichtumsetzung des Gutachtens durch das Luft-

fahrtbundesamt einer möglichen Klage des Main-Kinzig-Kreises beitreten? 
 Wenn nein: Warum nicht? 
 

Das Luftfahrtbundesamt kann das in Rede stehende Gutachten nicht umset-
zen, da es nicht zuständig ist. Alleinige Festlegungskompetenz in Flugrou-
tenfragen hat das BAF. Dessen ungeachtet hält die Landesregierung eine 
Klage gegen das BAF nicht für zielführend sondern strebt danach, ständige 
Verbesserungen der Lärmsituation im Dialog mit den Verfahrensbeteiligten 
zu erreichen (siehe auch Antwort zu Frage 4). 
 
Wiesbaden, 30. März 2012 

Dieter Posch 
 


